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Grundsätzliche Anmerkungen  

Der Marburger Bund bedankt sich für die Gelegenheit, zu dem Referentenentwurf des 
Pflegekompetenzgesetzes Stellung nehmen zu können. Er beschränkt sich dabei auf 
diejenigen Regelungen, die einen Zusammenhang zu der von ihm vertretenen Gruppe der 
angestellten Ärztinnen und Ärzte in der stationären und ambulanten Versorgung aufweisen. 

Wir teilen die Auffassung der Regierung, dass sowohl der demographische Wandel als auch 
der sich immer weiter verstärkende Fachkräftemangel im medizinischen und pflegerischen 
Bereich ein Überdenken bisher bewährter Strukturen erforderlich machen. 

Zu einer Neuorientierung gehört, die Attraktivität der betroffenen Professionen durch 
verschiedene Maßnahmen einschließlich einer Verbesserung der beruflichen 
Rahmenbedingungen zu stärken. Dies gilt aufgrund der Versäumnisse der letzten Jahre in 
besonderem Maße für den Pflegeberuf, insofern begrüßt der Marburger Bund ausdrücklich 
die Intention des Gesetzgebers, hier für Veränderungen zu sorgen. Die Notwendigkeit, 
Rahmenbedingungen zu verbessern, gilt ebenso für die Situation der Ärztinnen und Ärzte 
sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich. Das Ergebnis von Reformen muss 
eine Entlastung aller Betroffenen sein und nicht das reine Verschieben bestimmter Aufgaben 
von einem Mangelberuf auf den anderen. Insofern ist es fraglich, ob das erklärte Ziel des 
Gesetzentwurfs, sowohl Pflegefachpersonen als auch Ärztinnen und Ärzte zu entlasten, mit 
den geplanten Maßnahmen überhaupt erreicht werden kann.  

Nach Verlautbarungen des Bundesgesundheitsministeriums ruht das Gesetz auf zwei 
Säulen: Kompetenzerweiterung der Pflege sowie Sicherstellung des pflegerischen Angebots.  

Das PKG beschreibt folgende „Aufgabenbereiche“ der Pflegefachpersonen für SGB V und XI 
in der zentralen Vorschrift des § 15a SGB V:  

1. Erbringung pflegerischer und heilkundlicher Leistungen im Rahmen der erworbenen 
Kompetenzen bei Vorliegen einer Erlaubnis nach § 1 Pflegeberufegesetz (PflBG) 
oder gleichwertiger Qualifikation  

2. Selbständige Erbringung „erweiterter“ heilkundlicher (bisher ärztlicher) Leistungen 
durch Pflegefachpersonen mit hochschulischer (Erlaubnis nach § 1 S. 2 PflBG) oder 
gleichwertiger Pflegeausbildung neben Ärztinnen und Ärzten nach ärztlicher 
Diagnose und Indikationsstellung und Übertragung durch die Ärztin/den Arzt mit der 
Folge der fachlichen/wirtschaftlichen Verantwortung (und zivilrechtlichen 
Haftung/strafrechtlichen Verantwortung). 

3. Vorbehaltsaufgaben der Pflege wie Pflegeprozessverantwortung nach  
§ 4 Pflegeberufegesetz, die nur von Pflegefachpersonen erbracht werden dürfen 
(Querschnittsbereich zu 1. und 2.) 

Der Gesetzgeber wünscht sich einerseits eine Verstärkung der interprofessionellen 
Zusammenarbeit, gleichzeitig sollen bestimmte Aufgaben, die bisher der ärztlichen 
Profession vorbehalten waren, vollständig bei entsprechend qualifizierten 
Pflegefachpersonen angesiedelt werden. 
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Bei Übernahme der jeweiligen Aufgabe gilt dies nicht nur hinsichtlich der fachlichen und 
wirtschaftlichen Verantwortung, sondern auch im Hinblick auf die zivilrechtliche Haftung und 
zudem strafrechtliche Verantwortung – beides ausgestaltet durch die Gerichte und nicht den 
Gesetzgeber.  

Dies sehen wir mit Blick auf die zu erwartenden Auswirkungen aus folgenden Gründen als 
problematisch an: Eine solche Verlagerung bisher ärztlicher Aufgaben würde im ambulanten 
Bereich zu der Notwendigkeit einer persönlichen Berufshaftpflichtversicherung von 
Pflegefachpersonen führen mit einer Staffelung der Prämien je nach Risiko der eigenständig 
durchgeführten Leistungen. Als Beispiel können hier Hebammen und die von ihnen 
durchgeführten Geburten im Rahmen der Heilkundeausübung genannt werden.  

Der Übergang der wirtschaftlichen, bzw. Abrechnungsverantwortung auf die 
Pflegefachpersonen müsste eigentlich zur Folge haben, dass bei eigener 
Verschreibungsmöglichkeit und Leistungserbringung mit den Kostenträgern wie im ärztlichen 
Bereich Budgets zu verhandeln wären und sich die Frage stellen würde, wer auf Seiten der 
Leistungserbringer, also in diesem Fall der Pflegefachpersonen, die Verhandlungen führen 
soll. Für die Kostenträger würde sich ein weiterer Verhandlungsbereich neben dem bisher 
rein ärztlichen eröffnen, was die ohnehin schon nicht ganz einfachen Strukturen weiter 
verkomplizieren könnte. Zu der im Referentenentwurf gewählten „einfachen“ Lösung wird im 
Folgenden bei der einschlägigen Vorschrift Stellung genommen. 

Im stationären Bereich, in dem dieselbe Entwicklung einer Heilkundeübertragung in 
bestimmten Bereichen im PKG vorgesehen ist, stellt sich die Haftungsfrage grundsätzlich 
ähnlich dar. Dort würde zwar die Versicherungsproblematik nicht die einzelne 
Pflegefachperson treffen, sondern die Klinik mit Blick auf die Ausgestaltung ihrer 
Betriebshaftpflichtversicherung, müsste aber auch gelöst werden – sofern nicht ohnehin 
bereits vor Inkrafttreten des PKG eine verdeckte Heilkundeübertragung stattgefunden hat, 
deren Risiko abgesichert werden muss.  

 

Zu den Vorschriften im Einzelnen 

 

Änderungen des SGB XI 

§ 8 Abs. 3c SGB XI in Verbindung mit § 15a SGB V – Förderung und Beauftragung von 
wissenschaftlichen Expertisen zur Ausgestaltung der Inhalte pflegerischer und 
heilkundlicher Leistungen des SGB V und XI („Scope-of-Practice“-)  

Der Marburger Bund hält grundsätzlich eine fachwissenschaftlich fundierte, umfassende und 
systematische sowie sektorenübergreifend entwickelte Beschreibung sämtlicher 
Aufgabenbereiche von Pflegefachpersonen auf Grundlage ihrer jeweiligen Qualifikation für 
sinnvoll und auch erforderlich. Ein solcher Aufgabenkatalog kann nicht nur 
„Übersetzungshilfe“ für alle Beteiligten im Gesundheitswesen sein, sondern gleichzeitig das 
sektorenübergreifende sowie interprofessionelle Arbeiten im Krankenhaus (vgl. auch 
Gesetzesbegründung zur Neufassung von § 39 Abs. 1 S. 3 SGB) fördern. In diesem 
Zusammenhang regen wir an, dass auch ärztlicher Sachverstand durch Mitwirkung des 
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Marburger Bundes bei der Erstellung der Expertisen mit einbezogen wird, gerade weil ein 
verzahntes und teamorientiertes Arbeiten der beiden Professionen in jedem Kontext 
gewünscht ist. Zudem erscheint es uns sinnhaft, wenn bei der Vereinbarung nach  
§ 73d Abs. 1 SGV auch die Deutsche Krankenhausgesellschaft als Vertretung des nach  
§ 73d Abs. 3 SGB V ebenfalls unmittelbar betroffenen Krankenhausbereichs beteiligt wird. 

 

§ 8 Abs. 7 Satz 4 Nr. 8 SGB XI – Maßnahmen zur betrieblichen Integration von Pflege- 
und Betreuungspersonal aus dem Ausland 

Die Vorschrift dient der erleichterten Etablierung und Umsetzung eines betrieblichen 
Integrationsmanagements von Pflege- und Betreuungspersonal in den Einrichtungen der 
Langzeitpflege und gleichzeitig der Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Dies ist absolut begrüßenswert, entspricht es doch einer langjährigen Forderung des 
Marburger Bundes für die Einbindung internationaler Fachkräfte im ärztlichen Bereich. Wir 
verbinden daher unser positives Feedback mit dem Wunsch, Ähnliches auch im SGB V für 
medizinisches Personal zu etablieren. 

 

Änderungen des SGB V 

§ 73d in Verbindung mit § 15a SGB V – Selbständige Erbringung von Leistungen 
durch Pflegefachpersonen im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung; 
selbständige Verordnung häuslicher Krankenpflege, Evaluation  

 

Zu Abs. 1 

Die Vorschrift überführt die Ergebnisse des Modellvorhabens nach § 64d SGB V mit 
Inkrafttreten des PKG in die Regelversorgung und sieht die Vereinbarung eines Katalogs an 
zusätzlichen erweiterten heilkundlichen Leistungen vor, die entsprechend hochschulisch 
oder gleichwertig qualifizierte Pflegefachpersonen ab 2026 selbständig erbringen können. 
Die Kommentierung zu § 15a SGB V führt dazu aus, dass sich der Begriff der erweiterten 
heilkundlichen Leistungen dabei auf Aufgaben beziehen soll, die bisher in der Versorgung 
Ärztinnen und Ärzten vorbehalten waren.  

Insgesamt erschließt sich uns die Sinnhaftigkeit der Regelungen in § 73d SGB V nicht 
komplett. Zunächst übernimmt man die bisherigen ergebnislosen Modellvorhaben in die 
Regelversorgung, ohne dass zuvor eine Evaluation der Wirksamkeit dieser Modellvorhaben 
stattgefunden hat. Dann sollen zusätzlich in einem Rahmenvertrag mit vielen Beteiligten ein 
fortlaufend weiterzuentwickelnder kleinteiliger Katalog erweiterter heilkundlicher Leistungen - 
zusätzlich gesplittet nach Entscheidungs- und Durchführungsverantwortung - sowie 
Rahmenvorgaben zur interprofessionellen Zusammenarbeit vereinbart werden. 
Anschließend liegt dann aber die eigentliche Entscheidung über die Übertragung der 
Aufgabe nach „sachgerechter Auswahl sowie erster Diagnose und Indikationsstellung“ bei 
den Ärztinnen und Ärzten (Begründung zu § 73d Abs. 1 SGB V), die sich wiederum ihrerseits 
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gem. § 73 Abs. 4 SGB V von der ausreichenden Qualifikation der Pflegefachperson 
überzeugen müssen. Das ist von „Wer kann, der darf“ weit entfernt. 

Vollkommen unklar ist auch, wie sich die vergütungsrechtliche Situation derjenigen 
Pflegefachpersonen darstellen soll, die eigenständig Katalogleistungen erbringen. Jetzt im 
Gesetz vorgesehen ist eine Änderung des § 87 Abs. 2a SGB V dahingehend, dass der 
Bewertungsausschuss den EBM – die Abrechnungsgrundlage für Vertragsärztinnen und  
-ärzte – analog zu den delegationsfähigen ärztlichen Leistungen prüfen und gegebenenfalls 
im Sinne einer angemessenen Vergütung für übertragbare Leistungen entsprechend 
anpassen soll.  

Diese Konstruktion geht aber erkennbar nicht von der Prämisse aus, dass die 
Pflegefachperson nach einer entsprechenden Entscheidung der Ärztin bzw. des Arztes 
selbständig und eigenverantwortlich als Leistungserbringerin tätig ist. Auf die obigen 
Ausführungen unter „grundsätzliche Anmerkungen“ wird verwiesen. Vielmehr soll sie künftig 
trotz gesteigerter Verantwortung lediglich darauf vertrauen können, dass sie aufgrund ihrer 
Verantwortungsübernahme im Angestelltenverhältnis „im Rahmen von tariflichen 
Eingruppierungen“ höher entlohnt wird.  

§ 73d Abs. 1 Abs. 6 SGB V sieht vor, dass den maßgeblichen Organisationen der 
Pflegeberufe auf Bundesebene sowie der Bundesärztekammer vor Abschluss des 
Rahmenvertrages Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird, um an die fachliche 
Kompetenz der beiden Berufsgruppen anzuknüpfen. Wir bitten hier um Prüfung, ob dem 
Marburger Bund als Vertretung der angestellten und beamteten Ärztinnen und Ärzte 
Deutschlands e.V. als Gewerkschaft und Berufsverband auch ein Stellungnahmerecht 
zugebilligt werden kann. 

 

Zu Abs. 3 

Die Regelung sieht eine Beauftragung des BMG unter Beteiligung des BMFSJ mit der 
Evaluierung von Entwicklung und Umsetzung der selbständigen Erbringung heilkundlicher 
Aufgaben in bestimmten Versorgungsbereichen, insbesondere im Bereich der 
Krankenhäuser sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen vor. Der Gesetzgeber geht 
offensichtlich davon aus, dass dort entsprechende Konzeptionen und Projekte bereits 
vorhanden sind und – künftig orientiert an dem noch zu entwickelnden Rahmenvertrag sowie 
den auf Grundlage von § 8 Abs. 3c SGB XI entwickelten fachlichen Empfehlungen für 
pflegerische Aufgaben – weiter ausgebaut werden. Eine Motivation der Kliniken, diesen Weg 
zu gehen, könnte beispielsweise in der bei den Anmerkungen zu Abs. 1 angeregten 
Einbindung in die Vertragsverhandlungen liegen. Daneben sieht man sicher aber auch 
insgesamt in der Heilkundeübertragung eine Möglichkeit zur Steigerung der Attraktivität der 
Pflegeberufe, die wiederum dem Ziel der Personalgewinnung und -sicherung im 
pflegerischen Bereich dient. Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) hatte bereits 
2018 in ihrer Stellungnahme zum Koalitionsvertrag für "eine Neujustierung der 
Aufgabenverteilung der Gesundheitsberufe" plädiert und sich für die Möglichkeit der 
Delegation und Substitution ärztlicher Tätigkeiten mittels Pflegefachpersonen und neuer 
Gesundheitsberufe ausgesprochen. Eine relativ neue Option sind Konzepte zum Advanced 
Practice Nursing, die es aber bisher nur in bestimmten Kliniken gibt. 
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Nicht ganz klar ist, was genau evaluiert werden soll, insbesondere, wenn es vor Ort 
möglicherweise keine einheitliche Verfahrensweise bzw. entsprechende Delegations-
/Substitutionskonzepte gibt. Wir regen daher an, diese Vorschrift im Interesse der 
betroffenen Krankenhäuser und anderen Einrichtungen klarer zu fassen. 

Insgesamt lässt der Referentenentwurf aus unserer Sicht hier und auch an einigen anderen 
Stellen die nach dem Gebot der Normenklarheit für die Betroffenen erforderliche 
Eindeutigkeit und Verständlichkeit vermissen. 


